
Bundessozialgericht

- 2 RAr
8/24

—

lm Namen des Volkes

Urteil

in dem. Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7; Senat des Bandessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 50. September 1975 durch den"

Vorsitzenden Richter Dr„ B r o c k e ,
die Richter

Dr. G a g e l und Dr„ D a n c k w e r t s und die

ehrenamtlichen Richter S c h u c h m a n n und

K r i e g_ ' ‘

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Niedersachsen vom 13, November

4975 aufgehoben und die Sache zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver-
wiesen.
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Der Kläger begehrt Förderung für die Wiederholung eines Lehrgangs

zur Vorbereitung auf die Steuerbevollmächtigtenprüfung bei der

Steuerfachschule Haas.

Der Kläger hat eine Lehre in wirtschafts- und stenerberatenden.

Berufen absolviert und mit der Gehilfenprdfung abgeschlossen„

Anschließend war er über 9 Jahre in diesem Beruf tätig.

In der Zeit vom ”M. Juni bis 100 September1970 besuchte der
.Kläger einen Lehrgang zur Vorbereitung auf die Steuerbevoll-

mächtigtenprüfung bei dem Repetitor für Steuerrecht Wilhelm Haas

in Arnum. Die Teilnahme des Klägers an diesem Lehrgang wurde von

der Beklagten gefördert„ Die anschließende Prüfung zum Steuer—

bevollmächtigten bei der Oberfinanzdirektion Hannover bestand

der Kläger nicht.

Er beéchloß daraufhin, den'Lehrgang zu wiederholen und beantragte

Förderung für die Teilnahme in der Zeit vom 10„ Juni bis

9. September 1974. Diesen Lehrgang hat der Kläger inzwischen

durchlaufen und anschließend die Steuerbevollmächtigtenprüfung

bestanden.

Auf Anfrage des Arbeitsamtes (AA) über die Gründe des Scheiterns

bei der ersten Prüfung teilte der Repetitor Haas dem AA mit‚

daß nur Teilnehmer "mit überragender Intelligenz und ausgezeich-

neten Gedächtnis" durch einen dreimonatigen Lehrgang das
Prüfungsziel erreichen könnten. Der Kläger sei für den Beruf

eines Steuerbevollmächtigten geeignet; seine Leistungen seien

durchschnittlich. Er sei willig und ausreichend interessiert,

habe eine ausreichende Auffassungegabe. benötige aber Zeit, um
eine Sache zu erfassen. Eigenes Verschulden des Klägers fur

das Nichterreichen des Lehrgangsziels sei nicht erkennbar
__

gewesen. Seine Leistung sei bei der Teilnahme am
dreimonatigen

Lehrgang im Jahre 1970 im Einkommensteuerrecht und im allgemeinen

Steuerrecht mangelhaft und_in den übrigen Fächern ausreichend

gewesen. Das sei darauf zurückzufuhren, daß auch die Schulbildung

‚4.3 «
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des Klägers nicht gut sei und er bei Beginn des Lehrgangs nur

geringe Vorkenntnisse gehabt habe. '

Die Beklagte lehnte die Förderung wegen fehlender Eignung des

Klägers ab (Bescheid vom 5. September 1971). Widerspruch und

Klage blieben erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 9. November

1971; Urteil des Sozialgerichts (SG) vom 6. November 1972).

Das Landessozialgericht (LSG) hat die angefochtenen Bescheide

und das Urteil des SG aufgehoben und die Beklagte zur Förderung

des wiederholten Lehrgangsbesuchs verurteilt (Urteil vom

15. November 1975). Es hat die Auffassung vertreten, daß zu—
mindest die einmalige Wiederholung von Bildungsmaßnahmen grund-

sätzlich zu fördern sei. Für das Arbeitsförderungsgesetz (AFG)

könne insoweit nichts anderes gelten, als für das Bundesaus- _“

bildungsförderungsgesetz (BAföG). Der Mißerfolg beim ersten

Durchlaufen der Maßnahme erlaube keine abschließende Beurtei—

lung der Eignung, sondern könne nur einen Hinweis geben. Die

Eignung sei noch von anderen Voraussetzungen abhängig und

jeweils im Einzelfall zu prüfen. Bei dem Kläger sei die Eignung

zu bejahen. Das Nichtbestehen der Prüfung lasse bei einem

Kandidaten mit den Berufsérfahrungen des Klägers nicht den
Schluß zu, daß er auch im Wiederholungsfalle die Prüfung nicht

bestehen werde. Hiergegen spreche die Stellungnahme des Repe—

titors Haas. ’ ‘. ’ .
‘

Eine Förderung könne ferner nicht deshalb versagt werden. weil

es sich bei den Kosten für ein Wiederholungssemester nicht um

notwendige Kosten i.S.d. € 45 AFG handele. Diese Vorschrift

regele nur den Umfang der für eine Maßnahme aufzuwendenden Kosten,
nicht aber, ob ein Förderungsanspruch dem Grunde nach bestehe.

Die Entscheidung, ob eine Maßnahme förderungsfähig sei, werde

vorausgesetzt.;

Mit der zugelassenen Revision rügt die Beklagte, das LSG habe

zu Unrecht die Eignung des Klägers für die Wiederholung des
Lehrgangs bejaht. Der Lehrgang selbst sei für eine erfolgreiche
berufliche Bildung geeignet. Das Risiko, den Anforderungen eines

solchen, an sich geeigneten Lehrgangs nicht gewachsen zu sein,

trage der Teilnehmer selbst. Wenn er infolge eigener Fehlains
- 4 _
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schätzung das Maßnahmeziel nicht erreiche, so Kenne er hieraus

keinen Förderungsanspruch herleiteno Die Wiederholung könne

nur dann gefördert werden, wenn ein unverschuldeter Ausfall von

Unterrichtszeit, etwa durch Krankheit9 den Teilnehmer am

Erreichen des Maßnahmeziels gehindert hätte„

Außerdem sei zu berücksichtigen, daß der Vorbereitungslehrgang ‘

für die Steuerbevollmächtigtenprüfung ob3ektiv nicht erforderlich

sei. Der ßesuch eines solchen Lehrgangs gehöre nicht zu den

Zulassungsvoraussetzungenu Daß trotzdem solche Lehrgänge ge»

fördert würden, sei darin begründet9 daß_sich generell eine

solche einmalige Vorbereitung als zweckmäßig erwiesen hätte°

Dieser Grundsatz zwinge nicnt dazu, auch noch eine wegen persön—

licher Mängel der Vorbildung individuell zweckmäßigawiederholte

Vorbereitung zu fördern°

Die Beklagte beantragt, }

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 13. November 1975 aufzuheben und die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des Soziélgerichts

Braunschweig vom 6° November 1972 zurückzuweisenu

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Er beruft sich im wesentlichen auf das angefochtene Urteil°

Beide Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt,

daß der Rechtsstreit durch Urteil ohne mündliche Verhandlung
entschieden wird (5_424 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes

II„

Die Revision ist durch Zulassung statthaft und in rechter

Form und Frist eingelegt werden„ Sie ist auch begründet
und führt zur Zurückverweisung der Sache an das LSG„
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Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß der vom Kläger

besuchte Lehrgang des Repetitcrs Haas zur Vorbereitung auf die

Steuerbevollmächtigtenprüfung für ihn eine Maßnahme der Fort-

bildung darstellte° Eine Maßnahme dient immer dann der Fort«

bildung, wenn die im bisherigen Beruf erlernten Fertigkeiten in

den angestrebten Beruf inhaltlich mit übernommen werden (Urteil

des Senats vom 22. Oktober 1974 — 7 RAr 58/74 — SozR 4400 Nr„ 4■

zu 5 41 AFG)° Dies ist zweifelsfrei der Fall, wenn ein Gehilfe

in steuerberatenden Berufen, wie der Kläger es war, sich zum
Steuerbevollmächtigten weiterbildet„ Die Teilnahme an einer

Fortbildungsmaßnahme kann nach % 44 Absu 4 AFG nur gefördert
werden,

wenn von dem Maßnahmeträger eine abgeschlossene Berufsaus—

bildung oder eine angemessene Berufserfahrung vorausgesetzt wird°

Wie der Senat bereits mehrfach entschieden hat (vglc BSGE 56,
48; BSG in SozR AFG % 44 Nr, 1), ist eine abgeschlossene Berufse

ausbildung oder angemessene Berufserfahrung nicht nur als eine _

auf den Teilnehmer bezogene — subjektive—- Förderungsvoraussetzung

zu verstehen. Sie muß vielmehr generell Voraussetzung der Maß—
nahme sein, wenn diese als berufliche Fortbildung förderungsfähig

sein soll, Fortbildungsmaßnahmen sind nur solche Lehrveranstal—

tungen, die auf dem bisherigen Berufswissen aufbauen und es wei-

ter entwickeln. Maßnahmen hingegen, die nach ihrem.Lehrplan.auch
_

Absolventen allgemeinbildender Schulen oder.Berufsfremden die

Teilnahme ermöglichen, sind allgemeine Ausbildungsveranstaltungen°

Ob der Repetitor Haas die Teilnahme an seinem Repetitiorenkurs

von Voraussetzungen abhängig gemacht hat, ggf„ von welchen, ist.f

bisher nicht festgestellt worden und auch aus den Unterlagen

nicht zu entnehmen (vgl„ auch Urteil des Senats vom 6, Mai 4975

- ? RAr 46/75)o ” ' .

Ebenso fehlt es an ausreichenden Feststellungen des LSG, ob die

Voraussetzungen des 5 54 Satz 2 AFG in Bezug auf den streitigen

Kurs gegeben sind, Nach 5 54 Satz 2 AFG setzt die Förderung der

Teilnahme voraus, daß die Maßnahme nach Dauer, Gestaltung des

Lehrplans, Unterrichtsmethode, Ausbildung und Berufserfahrung
des Leiters und der Lehrkräfte eine erfolgreiche berufliche

Bildung erwarten läßtu Sinn dieser gesetzlichen Regelung ist

Izunächst einmal, solche Lehrveranstaltungen von der Förderungr

‚_
..“

6
"-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


auszunehmen, die qualitativ nicht den notwendigen Anforderungen

entsprechen. Darüber hinaus muß dieMaßnahme inhaltlich auf das

Vorwissen der Teilnehmer abgestellt sein. Eine Maßnahme kann

nicht zum Erfolg führen und ist deshalb nicht geeignet i„S.d.

5 54 AFG, wenn nicht sichergestellt ist, daß der angesprochene

Teilnehmerkreis regelmäßig das Maßnahmeziel erreichen kann,

Der vorausgesetzte Wissensstand findet in erster Linie in den

Zugangsvoraussetzungen seinen Ausdruck. Darüber hinaus ist aber

auch sonstiges Vorwissen zu berücksichtigen, das der Maßnahme—

träger neben den Zugangsvoraussetzungen verlangt° Dies ist

insbesondere in den Fällen von
Bedeutung, in denen eine Bildungs-

maßnahme wegen ihrer kurzen Dauer auf der Grundlage des Wissens—

standes, der in den Zugangsvoraussetzungen für den Lehrgang seinen

Ausdruck findet, nicht geeignet wäre, eine erfolgreiche berufliche

Bildung zu vermitteln. Für die Geeignetheit i„S° des'ä 54 Satz 2

AFG ist es erforderlich, daß der Veranstalter der Maßnahme gegen;

über allen Teilnehmern gleich hohe, dem inhaltlichen Niveau der
_

Maßnahme entsprechende Anforderungen stellt und durch eine Vor-
prüfuhg der Bewerber oder die Vorlage anderer objektiver Unter—

lagen für einen Nachweis dieser Vorkenntnisse gesorgt ist (vgl°

Urteil des Senats vom 6. Mai 1975 - 7 RAr 46/75 —)„
Es läßt sich im vorliegenden Fall nicht abschließend entscheiden,

ob diese Voraussetzungen bei dem von Kläger besuchten Kurs gegeben

waren oder nicht., Zwar läßt die vom LSG in Bezug genommene Er—
klärung des Repetitors Haas, daß nur Teilnehmer mit überragender,

Intelligenz und ausgezeichneten Gedächtniß in einem dreimonatigen

Lehrgang das Prüffungsziel erreichen könnten, erhebliche Zweifel

aufkommen, ob die vom Kläger besuchte Maßnahme in dem oben aufge-
zeigten Sinne geeignet war. Da diese Erklärung jedoch nichts über

das Auswahlverfahren und über den Umfang des von den Teilnehmernu
verlangten Vorwissens enthält, sind entsprechende Feststellungen
noch nachzuholen.

Ergeben die Feststellungen des LSG, daß der Repetitionskurs generell

geeignet war, eine erfolgreiche berufliche Bildung zu vermitteln'
(% 34 Satz 2 AFG), und objektiv die i■■■fö■ Abso 1 AFG_genannten Zugangs-
voraussetzungen gefordert wurden, so steht der Förderung nicht ent-

gegen, daß der Kläger schon einmal erfolglos an einem solchen Kurs

_7„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


teilgenommen hat„ Der Senat hat bereits entschieden, daß bei

einer abschnittsweise aufgebauten Fortbildungsmaßnahme die För—

derung der Wiederholung eines Ausbildungsabschnitts nicht grund—

sätzlich ausgeschlossen oder nur auf Ausnahmefälle beschränkt

ist (Urteil vom 24„ September 1974 — ? RAr 113/75 —‚ SozR 4100

5 42 AFG Nr. 2)„ Der Senat hat in dieser Entscheidung darauf

hingewiesen, daß die Wiederholung eines Ausbildungsabschnitts

jedenfalls dann zu fördern sei, wenn dieser Abschnitt im Verhält—

nis zur Gesamtmaßnahme keinen erheblichen Umfang habe und ins—

gesamt der Rahmen von drei Jahren nicht überschritten werde°

In Anwendung dieser Grundsätze ist eine Förderung auch für die

Wiederholung des Vorbereitungslehrgangs zuzuerkennen„ 0ffenkundig

ist, daß bei Wiederholung von Vorbereitungslehrgang und Prüfung

im vorliegenden Fall der Rahmen von drei Jahren nicht überschritten

wird. Die nach dem Steuerberatungsgesetz vom 160 August 1961 idF

des 2„ Änderungsgesetzes vom 110 August 1972 (BGBl I 1401) als
Voraussetzung für die Prüfung vorgeschriebene vierjährige Praxis

als Gehilfe in steuerberatenden Berufen ist bei der Berechnung

der zeitlichen Begrenzung für eine Förderung außer Betracht zu

lassen° Der Bildungswillige befindet sich während der vierjährigen
Praxis auf dem Arbeitsmarkt und übt einen jederzeit auf dem

Arbeitsmarkt verwertbaren Beruf aus; er ist also insoweit nicht

"Teilnehmer an einer Maßnahme“ der beruflichen Fortbildunge

Gleiches gilt für das Jahr praktischer Tätigkeit des Klägers

zwischen seinen beiden Prüfungsversuchen„
.

'

Die Wiederholung des Vorbereitungslehrgangs fällt auch im

Hinblick auf den Gesamtumfang der Bildungsbemü'hungen9 die not—

wendig sind, um Steuerbevollmächtigter zu werden, nicht ins Ge—

wicht. Bei Bildungsgängen, wie dem des Steuerbevollmächtigten?

bei denen der Gesetzgeber dadurch, daß er lediglich eine Mindest;
zeit praktischer Tätigkeit in einem Beruf vorschreibt, es letzt—

lich dem einzelnen überläßt, auf welche Weise er sich die für die
Prüfung erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erwirbt, kann

zwar im Gegensatz etwa Zu inhaltlich geregelten Studiengängen_
nicht von einem festgefügten Bildungsplan ausgegangen werden‚

Gleichwohl bieten auch hier die üblicherweise notwendigen *

Bildungsbemühdngen den Rahmen für die Betrachtung dafür, ob die

- 8 -
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Wiederholung eines Bildungsabschnittes vertretbar ist, Es kommt

also darauf an, in welchem Verhältnis die in dem Lehrgang, der

wiederholt werden muß, vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten

zu dem Gesamtumfang der Kenntnisse und Fertigkeiten stehen, die

ein Gehilfe in steuerberatenden Berufen hinzulernen muß, um Steuer-

bevollmächtigter zu werden, Eine Beschränkung der Betrachtung auf

den zu wiederholenden Lehrgang würde dazu führen, daß derjenige,

der sich die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten im

wesentlichen durch Selbststudium neben der praktischen Tätigkeit

erwirbt und lediglich kurz vor der Prüfung einen Vorbereitungs—

lehrgang besucht, gegenüber demjenigen schlechter gestellt wäre,

der alle verfügbaren Bildungsangebote nutzt und für den der

Vorbereitungslehrgang lediglich einen kleinen Teil der Gesamtmaß—

nahme darstellt. Von hier aus gesehen ist die Wiederholung des

Lehrgangs durch den Kläger im Verhältnis zu seinen Gesamtbemühungen

als förderungswürdig anzusehen,

Schließlich scheitert die Förderung des wiederholten Lehr-
gangsbesuchs entgegen der Auffassung der Beklagten nicht daran,

daß der Besuch eines Vorbereitungslehrgangs nicht gesetzliche
Voraussetzung für die Zulassung zur Steuerberaterprüfung ist,

Die 5% 41 Abs° 4 und 45 Abs, 4 AFG grenzen die Maßnahmen, die zu
fördern sind, überwiegend nicht nach ihrer formellen Bedeutung

für den Erwerb einer Qualifikation ab, sondern nach ihrer in—

haltlichen Zielsetzung; Wenn auch die formelle Bedeutung von
Maßnahmen für die Erlangung eines.beruflichen Abschlusses in
gewissen Umfang zu berücksichtigen ist (vgl„ z„B° 5 45 Abs° 1

Ziff° 1 und 4 AFG), so ergibt sich daraus jedenfalls nicht, daß
Maßnahmen, die für die berufliche Fortbildung "nur nützlich“,

sind, von der Förderung ausgeschlossen sind, Es ist gerade bei

Fortbildungsmaßnahmen häufig so, daß sie für einen Aufstieg im
Berufsleben nicht unbedingt "notwendig" sind, die Teilnahme an
ihnen aber wegen der Erweiterung von Kenntnissen und Fertig—

keiten für den Bildungswilligen nützlich ist„ Sieht aber das
Gesetz die Förderung gleichermaßen für Maßnahmen vor, die für

eine berufliche Fortbildung raf■e11 notwendig sind und für solche,
die lediglich ihrem Inhalt nach der Fortbildung dienen, so ist
kein zwingender Grund ersichtlich, bei der Förderung einesJLaw – Gesetze und Urteile
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_ 9 _
wiederholten Maßnahmebesuchs insoweit Unterschiede zu machen„

Fraglich könnte allenfalls sein, ob die Wiederholung einer

- nicht formell notwendigen — Maßnahme noch den Zielen der Fort—

bildung diento Das ist regelmäßig nur dann der Fall, wenn die

Maßnahme dem Teilnehmer ihrem wesentlichen Inhalt nach Kennt—

nisse und Fertigkeiten vermittelt, die er bisher nicht oder nicht

ausreichend besitzt (in sehr engen zeitlichen Grenzen allerdings

auch, soweit die Maßnahme der Überprüfung dient, ob unternömmene

Bildungsbemühungen für eine Abschlußprüfung ausreichen - vglo BSG

SozR 4100, 5 44 AFG Nro 6)° Der vorliegende Fall gibt insoweit zu

Bedenken keinen Anlaßo

Das LSG ist im übrigen zutreffend davon ausgegangen, daß der

Kläger die notwendige Eignung besitzt° Der Senat hat in seiner

Entscheidung vom 240 September 4974 (BSG in SozR 4100 5 42 Nr° 2)

bereits darauf hingewiesen, daß für die Beurteilung der Eignung

auch die inzwischen bestandene Prüfung mit zu berücksichtigen ist.

Dementsprechend ist aus der Tatsache9 daß der Kläger inzwischen

die Steuerbevollmächtigtenprüfung bestanden hat, der Schluß ge—

rechtfertigt, daß er die Eignung für diesen Beruf besitzt,

Nach allem ist die Sache wegen der noch zu treffenden Fest—

stellungen an das LSG zurückzuverweisen, das auch über die

Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben wird.
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